
Festsetzungen durch Planzeichen

Art der Baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Mischgebiet

Maß der baulichen Nutzung

Zahl der Vollgeschosse zwingend

Grundflächenzahl

Geschossflächenzahl

Bauweise, Baugrenzen

offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die örtlichen
Hauptverkehrszüge

Staatsstraße 2309

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Grünflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

zu pflanzende Bäume

Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und Garagen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der
Bebauungsplanänderung

Firstrichtung

Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb des Baugebietes

Private Grünflächen

Festsetzungen durch Text

1. Untergeordnete Nebenanlagen und Garagen

Untergeordnete Nebenanlagen und Garagen gemäß § 14 BauNVO, die Ge-
bäude im Sinne der Bayer. Bauordnung sind, sowie Garagen sind nur innerhalb
der Baugrenzen und der dafür ausgewiesenen Flächen zulässig.

2. Einfriedigungen

Einfriedigungen dürfen nicht höher sein als 1,30 m

3. Dachaufbauten und Gauben

Dachaufbauten und Gauben sind nicht zulässig.

4. Gesimserhöhungen

Gesimserhöhungen dürfen das Maß von 50 cm, gemessen im Dachgeschoss
von der Oberkante der Rohdecke bis zur Oberkante des Sparrens in
Verlängerung der Fassade, nicht überschreiten.

5. Freiflächen

Pro 200 m² Grundstücksfreifläche ist 1 hochstämmiger Laubbaum zu
pflanzen. Vorgärten dürfen nur dort befestigt werden, wo der direkte Zugang
zum Haus und die direkte Zufahrt zur Garage verläuft. Stellplätze in den
Vorgärten sind nicht zulässig.

6. Pflanzgebot

An den Stellen, die durch Planzeichen festgesetzt sind, müssen hochstämmige
Laubbäume der folgenden Arten gepflanzt werden: Felsenbirne (Pyrus
calleryana „Chantileer“), Blumenesche (Fraxinus ornus), Schwedische
Mehlbeere (Sorbus inermedia). Die Setzlinge müssen einen Stammumfang von
mindestens 20 – 25 cm haben. Die Pflanzgebote sind im Rahmen der
Baugenehmigungsverfahren als Auflage und Bedingung im jeweiligen
Baugenehmigungsbescheid zu vollziehen.

7. Schallschutz

Außenwände, Dachflächen und Fenster sind in ihrem konstruktiven Aufbau so
auszuführen, dass der erforderliche Lärmschutz gewährleistet ist. Schlafräume
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   sind auf der lärmabgewandten Seite des Gebäudes anzuordnen.

Hinweise

Ortsdurchfahrtsgrenze der Staatsstraße 2309

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
„Nördlicher Ortsteil“ (Nr. 26/1) außerhalb des Änderungsbereiches

Verfahrensvermerke

Aufgrund § 2 Abs. 1 Satz 1 und 4, § 9 und § 10 des Baugesetzbuches - BauGB - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, berichtigt 1998, S.
137) in der derzeit geltenden Fassung, Art. 91 Abs. 3 der Bayerische Bauordnung –
BayBO – in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.1997 (GVBl. S. 433, BayRS
2132-1-I) in der derzeit geltenden Fassung und Art. 23 der Gemeindeordnung für den
Freistaat Bayern - GO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S.
796, BayRS 2020-1-1-I) in der derzeit geltenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt
Aschaffenburg diesen Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Aschaffenburg, 26.01.2004
STADT Aschaffenburg

gez. Klaus Herzog
...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat in der Sitzung am 18.03.1991 die Änderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes beschlossen. Der Änderungs- und Erweiterungsbeschluss wurde am
28.03.1991 / 30.03.1991 ortsüblich bekannt gemacht.

Die Unterrichtung der Bürger und Erörterung (frühzeitige Bürgerbeteiligung) gem. §3
Abs. 1 BauGB hat durch Aushang des Vorentwurfes der Bebauungsplanänderung und -
erweiterung vom 18.02.1991 in der Zeit vom 03.04.1991 bis 26.04.1991 stattgefunden.

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
09.10.1991 auf Grundlage des Vorentwurfes der Bebauungsplanänderung und -
erweiterung vom 18.02.1991 gem. § 4 Abs. 1 BauGB am Verfahren beteiligt. Sie
erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 15.11.1991.

Der Entwurf zur Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes vom 13.02.1992
wurde mit Begründungsentwurf vom 11.02.1992 in der Zeit vom 21.04.1992 bis
einschließlich 22.05.1992 gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt. Die ortsübliche
Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung erfolgte am 10./11.04.1992.

Der Stadtrat der Stadt Aschaffenburg hat in der Sitzung am 15.12.2003 die Änderung
des Bebauungsplanes vom 18.02.1991 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung
beschlossen und die Begründung hierzu vom 10.11.2003 gebilligt.

Aschaffenburg, 26.01.2004
STADT Aschaffenburg

gez. Klaus Herzog
...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde am 30.01.2004 gem. § 10 Abs. 3
BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen
Dienststunden im Rathaus der Stadt Aschaffenburg, Dalbergstr. 15,
Stadtplanungsamt, zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt
auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf
die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 BauGB sowie auf § 215 Abs.
1 BauGB ist hingewiesen worden.

Aschaffenburg, 30.01.2004
STADT Aschaffenburg

gez. Klaus Herzog
...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister
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